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DER BUNDESMINISTER 
FÜR JUSTIZ 

7226/1-Pr 1/92 

An den 

n - f2lf! der Beilagen zu den Stenographischen Protokoflen 
des Nationalrates XVIII. Gesetzgebungsperiode 

336TIAB 

1992 -09- t It 
zu J'f.z tj IJ 

Herrn Präsidenten des Nationalrates 
Wie n 

zur Zahl 3429/J-NR/1992 

Die Abgeordneten zum Nationalrat Srb und FreundInnen haben 
an mich eine schriftliche Anfrage, betreffend Vorgehen der 
Justiz im Falle Lachout, gerichtet und folgende Fragen ge­
stellt: 

"1. Sind die gegen Ing. Emil Lachout eingeleiteten Vorver­
fahren bereits zu einem Abschluß gekommen? 

2. Wenn nicht, wann kann mit deren Abschluß gerechnet 
werden? 

3. Wie ist die lange Dauer dieser Vorverfahren zu er­
klären, wenn das Bundesministerium für Justiz im Ein­
klang mit der Rechtsprechung der 6sterreichischen 
H6chstgerichte den Standpunkt der Gerichtsnotorietät 
der Verbrechen des NS-Regimes in den Konzentrationsund 
Vernichtungslagern vertritt? 

4. Halten Sie eine Dauer des Vorverfahrens von vier (im 
Fall Lachout) oder sechs Jahren (im Fall Honsik) für 
vertretbar? 

5. Welche Maßnahmen wird das Bundesministerium für Justiz 
setzen, um die lange Dauer der Verfahren bei national­
sozialisitischer Wiederbetätigung zu reduzieren? 

6. Welche Ergebnisse hat die Prüfung des sogenannten 
Lachout-Dokumentes bzw anderer gefälschter Dokumente 
durch die Justiz- und Sicherheitsbeh6rden ergeben? 
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7. Wurde die vom Dokumentationsarchiv des öster­
reichischen Widerstandes herausgegebene Publikation 
"Das Lachout-Dokument. Anatomie einer Fläschung" (Wien 
1989) und die vom Dokumentationsarchiv und vom Bundes­

ministerium für Unterricht und Kunst herausgegebene 
Publikation "Amoklauf gegen die Wirklichkeit. NS-Ver­

brechen und 'revisionistische' Geschichtsschreibung." 
(Wien, 1991) im Zuge des Gerichtsverfahrens berück­

sichtigt? 
8. Warum erfolgen seitens des Bundesministeriums für 

Justiz keine Informationen der Öffentlichkeit in 
solchen Fällen, obwohl durch die zahlreichen 
parlamentarischen Anfragen ein solches Interesse hin­

reichend dokumentiert wird? 
9. Beabsichtigen Sie in Zukunft die Fälle national­

sozialistischer Wiederbetätigung eine Information der 

Öffentlichkeit ohne vorangegangene Anfrage?" 

Ich beantworte diese Fragen wie folgt: 

Zu 1: 
Die beim Landesgericht für Strafsachen Wien gegen 
Ing. Emil Lachout wegen des Verbrechens nach § 3 g VerbG 

und anderer Delikte anhängige Voruntersuchung ist noch 
nicht abgeschlossen. 

Zu 2 und 3: 

In Strafverfahren, in denen Anklage vor dem Geschwornenge­
richt zu erheben wäre, ist es notwendig, bereits im Rahmen 
der Voruntersuchung den Sachverhalt soweit als.möglich 
aufzuklären, wobei auch den Fragen der Zurechnungsfähig­
keit und der Nachweisbarkeit der sUbjektiven Tatseite be­
sondere Bedeutung zukommt. 
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Auf Grund im Verfahrensverlauf aufgetretener auffälliger 

Verhaltensweisen des Beschuldigten bestellte der Unter­
suchungsrichter am 10.9.1991 einen psychiatrischen Sach­
verständigen, dem aufgetragen wurde, Befund und Gutachten 
hinsichtlich der Zurechnungsfähigkeit des Beschuldigten zu 
erstellen. Dieser hat in der Folge nicht nur zahlreiche 
erfolglose Beschwerden gegen die Bestellung des Sachver­

ständigen erhoben, sondern auch die Ladungen zu einer 
ärztlichen Untersuchung negiert. Eine vom Untersuchungs­

richter angeordnete Vorführung zum psychiatrischen und zu 
einem inzwischen ebenfalls bestellten psychologischen 
Sachverständigen war zwar erfolgreich, der Beschuldigte 
lehnte jedoch jegliche aktive Mitwirkung an einer Unter­
suchung ab. Zuletzt versuchte der Untersuchungsrichter am 
8.5.1992, Ing. Lachout in Gegenwart der Sachverständigen 

zu vernehmen. Der Beschuldigte machte von seinem ihm nach 
§ 203 Stpo zustehenden Recht, die Aussage zu verweigern, 
solange Gebrauch, bis sich die Sachverständigen entfernt 
hatten. 

Da der zweifelsfreie Nachweis einer Urkundenfälschung üb­
licherweise die Begutachtung des Originals voraussetzt, 
versucht der Untersuchungsrichter außerdem, die Beischaf­
fung des "Lachout-Dokumentes" aus Kanada zu erwirken. An­
geblich soll es in einem dort geführten Strafverfahren 

vorgelegt worden sein. Diese zeitraubenden Erhebungen im 

Wege der Amtshilfe bzw. über einen vertrauensanwalt des 
österreichischen Generalkonsulates sind noch nicht abge­
schlossen. Die Staatsanwaltschaft Wien hat eine Endan­
tragsteIlung nach Abschluß dieser Erhebungen in Aussicht 
gestellt. 

Schließlich liegt ein weiterer Grund für die lange Dauer 

des Strafverfahrens darin, daß es der Beschuldigte ver-
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standen hat, den Fortgang der Strafsache durch eine unge­
wöhnliche Vielzahl von Beweisanträgen, Beschwerden und Ab­
lehnungsanträgen zu verzögern, den Umfang des Strafaktes 

enorm auszuweiten und das Verfahren auf diese Weise 
äußerst unübersichtlich zu gestalten. Auch derzeit be­
finden sich die Akten beim Oberlandesgericht Wien, weil 
der Beschuldigte einen mehrere 100 Seiten umfassenden Ab­
lehnungsantrag hinsichtlich sämtlicher Richter des Landes­

gerichtes für Strafsachen Wien eingebracht hat. 

Zu 4 und 5: 
Während in der Strafsache gegen Ing. Emi1 Lachout die oben 
aufgezeigten Umstände zur Verfahrensverzögerung geführt 
haben, nahm im Verfahren gegen Gerd Honsik die Ausarbei­
tung des zeithistorischen Gutachtens von Prof. 
Dr. Jagschitz mehrere Jahre in Anspruch. Es sei jedoch 

darauf hingewiesen, daß bereits im Jahre 1990 über 
Initiative des Bundesministeriums für Justiz Anklage gegen 

Gerd Honsik wegen § 3 g VerbG erhoben wurde. Der Vor­
sitzende des Geschwornengerichtes hat es allerdings für 
zweckmäßig erachtet, mit der Durchführung der Hauptver­
handlung bis zur Ausarbeitung des zumindest mündlich in 
der Hauptverhandlung vorzutragenden Sachverständigengut­
achtens zuzuwarten. 

Sollte es in Verfahren wegen nationalsozialistischer 
Wiederbetätigung zu von Gericht oder Staatsanwaltschaft zu 
vertretenden Verzögerungen kommen, wird das Bundesmini­
sterium für Justiz, wie bereits bisher, die entsprechenden 

aufsichtsbehördlichen Maßnahmen ergreifen, soweit hiedurch 
nicht Belange der unabhängigen Rechtsprechung berührt 
werden. 
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Zu 6: 
Nach der bisher vorliegenden kriminaltechnischen Unter­
suchung handelt es sich beim "Lachout-Dokument" wahr­
stheinlich um eine Fälschung. Aus den oben angeführten 
Gründen konnten die Erhebungen aber noch nicht abge­
schlossen werden. 

Zu 7; 
Die Publikation "Das Lachout-Dokument. Anatomie einer 
Fälschung" ist Bestandteil des Strafaktes. Dem zuständigen 
Referenten der Staatsanwaltschaft Wien sind beide in der 
Anfrage angeführten Publikationen, zum Teil aus anderen 
Verfahren wegen § 3 g VerbG, bekannt geworden. 

Zu 8 und 9: 
Eine generelle Information der Öffentlichkeit im Sinn der 
Anfrage halte ich für bedenklich, jedenfalls solange sich 
ein Verfahren wie im gegenständlichen Fall im Stadium der 
nichtöffentlichen Voruntersuchung befindet; eine solche 
Information erscheint in diesem Stadium nur unter dem Ge~ 
sichtspunkt des - im Wege einer schriftlichen Anfrage aus­
geübten - parlamentarischen Kontrollrechts nach Art. 52 
B-VG gerechtfertigt. Aus dem angeführten Grund sehe ich 
mich auch in der Zukunft grundsätzlich nicht in der Lage, 
in solchen Fällen von mir aus Informationen an die 
Öffentlichkeit hinauszugeben. 

11 • 
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